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Zusammenfassender Abschlussbericht  

zu den Abschlussberichten der Länder gem. des Gesetzes über Finanzhilfen des 
Bundes zum Ausbau der Tagesbetreuung für Kinder (KitaFinHG)  

für das 5. Investitionsprogramm 

„Kinderbetreuungsfinanzierung 2020-2021“ 

des Bundesministeriums für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
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Hintergrund 

Auszug aus der Begründung zum Gesetzgebungsverfahren für eine Fristverlängerung im Rahmen 

des Investitionsprogramms „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2020-2021: 
 
 

„Eine gute Kinderbetreuung leistet einen wichtigen Beitrag dazu, dass alle Kinder gleiche Start- 

und Bildungschancen haben. Darüber hinaus erleichtern bedarfsgerechte und qualitativ 

hochwertige Betreuungsangebote Eltern die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Der Bedarf an 

Plätzen für Kinder in der Kindertagesbetreuung liegt weiterhin über dem Angebot und steigt 

aufgrund von erhöhten Geburtenzahlen, Zuwanderung und Betreuungswünschen der Eltern 

weiter an. 

In den vergangenen Jahren haben Bund, Länder und Kommunen den Ausbau der 
Kindertagesbetreuung enorm vorangetrieben. Für Investitionskostenzuschüsse hat der Bund im 
Jahr 2007 das Sondervermögen „Kinderbetreuungsfinanzierung“ aufgelegt. Mit den 
Investitionsprogrammen „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2008-2013, 2013-2014, 2015-2018 und 
2017-2020 unterstützt der Bund den Ausbau von Betreuungsplätzen für Kinder bundesweit mit 
insgesamt 4.406 Millionen Euro. 

Die Länder und Gemeinden stehen aufgrund des nach wie vor hohen Bedarfs an 
Betreuungsplätzen sowie den gestiegenen Anforderungen (bauliche und räumliche 
Voraussetzungen, Ausstattung der Plätze) vor großen Herausforderungen bei der Finanzierung 
von Platzangeboten in Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege. Überdies wurden 
mit dem Konjunktur- und Krisenbewältigungspaket Maßnahmen eingeleitet, welche zur 
Bekämpfung der Corona-Folgen, zur Stärkung der Binnennachfrage und zur allgemeinen 
Modernisierung umgesetzt werden sollten. Im Kinderbetreuungsbereich mussten 
Notbetreuungsmaßnahmen erarbeitet werden. Im Rahmen der Bewältigung der Corona-
Pandemie hat sich gezeigt, dass deutliche Kapazitätsengpässe aufgrund von erforderlichen 
Hygienekonzepten bestanden und zum Teil immer noch bestehen und der Bedarf für die 
Notbetreuung von Kindern zum Beispiel mit Eltern in systemrelevanten Berufen nicht gedeckt 
werden konnte. Auch müssen bestehende Räumlichkeiten erweitert werden, Sanitärräume 
saniert, neue umfassende Hygienekonzepte umgesetzt und die Digitalisierung in 
Kindertageseinrichtungen vorangetrieben werden. Zusätzlich geht von der Corona-Pandemie eine 
enorme unvorhergesehene Finanzlast u.a. für Sofortmaßnahmen zur Bewältigung der Folgen aus. 
Mit Blick auf einen zukunftsgerichteten Ausbau der Kindertagesbetreuung sind auch die 
Erfahrungen aus der Corona-Krise einzubeziehen und bei Ausbau und Ausstattung von Plätzen zu 
berücksichtigen. 

Damit die Länder und Gemeinden diese Aufgaben und Herausforderungen besser bewältigen 
können und damit wichtige Konjunkturimpulse gesetzt werden, unterstützt sie der Bund im 
Rahmen des Konjunktur- und Krisenbewältigungspakets durch weitere Finanzhilfen für 
Investitionen in zusätzliche Betreuungsplätze und deren Ausstattung und stellt hierfür in den 
Jahren 2020 und 2021 insgesamt 1.000 Millionen Euro bereit. Die gemeinsame Finanzierung 
durch Bund und Länder von 90.000 zusätzlichen Plätzen für Kinder von der Geburt bis zum 
Schuleintritt wurde mit der Änderung des Gesetzes über Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau der 
Tagesbetreuung für Kinder und des Kinderbetreuungsfinanzierungsgesetzes 14. Juli 2020 (BGBl. I 
S. 1683) umgesetzt.“ 
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Ziel des Investitionsprogramms: 

Errichtung von zusätzlichen 90.000 Plätzen für Kinder von der Geburt bis zum Schuleintritt; das 

Gesetz über Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau der Tagesbetreuung für Kinder (KitaFinHG) regelt 

hierzu in Kapitel 5, § 26: 
 

 
Tabelle 1: Finanzvolumen des Investitionsprogramms: 

Der Bund stellt für das Sondervermögen Mittel i. H. v. 1 Milliarde Euro 1 bereit, die entsprechend 

der Anzahl der Kinder unter 6 Jahren auf die Länder aufgeteilt werden (vgl. auch Kapitel 5, § 27 

KitaFinHG): 
 

 
Bundesländer 

 
Plafond 2020-2021 

Baden-Württemberg 136.474.883 € 

Bayern 159.807.943 € 

Berlin 48.860.661 € 

                                                
1 „Das 5. Investitionsprogramm „Kinderbetreuungsfinanzierung“ (insgesamt 1 Mrd. EUR) wird zur Hälfte aus dem Deutschen 
Aufbau- und Resilienzplan (DARP) der EU finanziert (500 Mio. DARP-Mittel). Die Abschlussberichte der Länder beziehen sich 
auf die Gesamtsumme von 1 Mrd. Euro, gemäß KitaFinHG“ 

(1) In den Jahren 2020 und 2021 gewährt der Bund den Ländern und Gemeinden im Rahmen des 
Konjunktur- und Krisenbewältigungspakets zur Bewältigung der Folgen der Corona-Pandemie 
Finanzhilfen nach Artikel 104b des Grundgesetzes aus dem Bundessondervermögen 
„Kinderbetreuungsausbau“. Die Finanzhilfen sind für Investitionen in Tageseinrichtungen und zur 
Kindertagespflege für Kinder von der Geburt bis zum Schuleintritt einzusetzen. Investitionen sind 
Neubau-, Ausbau-, Umbau-, Sanierungs-, Renovierungs- und Ausstattungsinvestitionen. Die 
Ausführungsbestimmungen zur Ausgestaltung von Ausstattungsinvestitionen obliegen den 
Ländern. 

 

(2) Gefördert werden Investitionen, die der Schaffung oder Ausstattung zusätzlicher 
Betreuungsplätze dienen und im Zeitraum 1. Januar 2020 bis 31. Dezember 2022 begonnen 
wurden. 
 
(3)  Als Beginn gilt der Abschluss eines rechtsverbindlichen Leistungs- und 
Lieferungsvertrags unter der Voraussetzung des unverzüglichen Beginns der Umsetzung 
der vertraglich vereinbarten Leistungen (Neubau-, Ausbau, Umbau-, Sanierungs-, 
Renovierungs- und/oder Ausstattungsmaßnahmen). Bei Vorhaben, die in selbständige 
Abschnitte eines laufenden Verfahrens aufgeteilt werden können, ist eine Förderung des 
selbständigen Abschnitts auch möglich, wenn allein für diesen Abschnitt die Förderkriterien 
erfüllt sind. 

 
(4) Zusätzliche Betreuungsplätze im Sinne dieses Gesetzes sind Betreuungsplätze, die 
entweder neu entstehen oder solche ersetzen, die ohne Erhaltungsmaßnahmen wegfallen. 

 
(5) Für Investitionen, die nach anderen Gesetzen und Verwaltungsvereinbarungen im 
Wege der Anteilsfinanzierung nach Artikel 104b des Grundgesetzes durch den Bund 
gefördert werden, können nicht gleichzeitig Finanzhilfen nach diesem Gesetz gewährt 
werden. 
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Brandenburg 27.988.743 € 

Bremen 8.480.054 € 

Hamburg 24.996.539 € 

Hessen 76.931.913 € 

Mecklenburg-Vorpommern 17.545.604 € 

Niedersachsen 94.405.509 € 

Nordrhein-Westfalen 217.914.390 € 

Rheinland-Pfalz 48.201.870 € 

Saarland 10.374.599 € 

Sachsen 47.975.344 € 

Sachsen-Anhalt 23.429.714 € 

Schleswig-Holstein 32.832.161 € 

Thüringen 23.780.112 € 

Summe: 1.000.000.000 € 
 
 

Der Bundesanteil bei der Förderung zusätzlicher Betreuungsplätze darf maximal 54 % der investiven 

Gesamtkosten dieses Investitionsprogramms bzw. max. 33 % der Gesamtkosten der 

Kindertagesbetreuung für Plätze, die über das Ziel des Tagesbetreuungsausbaugesetzes (TAG) 

hinausgehen, bzw. max. 54 % der Investitionskosten dieses und der vorangegangenen 

Investitionsprogramme betragen. Die verbleibenden Kosten sind durch Länder, Kommunen und 

sonstige Träger zu decken. Dies ist entsprechend durch die Länder nachzuweisen (vgl. Kapitel 5, 

§ 28, Abs. 2 KitaFinHG). 

Laufzeit/Fristen des Investitionsprogramms (vgl. Kapitel 5: § 28 Abs.1, § 29 Abs. 2, § 30 Abs. 4 

und 5 KitaFinHG): 

o Bewilligung der Mittel bis 30.06.2022, Bewilligung umverteilter Mittel bis 31.10.2022 
o Abruf der Mittel bis 30.06.2024 
o Abschluss der Verwendungsnachweisprüfungen bis 30.06.2025 
o Abschluss des Investitionsprogramms mit zusammenfassendem Abschlussbericht zum 

31.12.2025 

 

Auswertung der Abschlussberichte zum 31.12.2025 

Grundlage der Erhebung: 

Die Länder unterrichten das Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend gem. § 30 
Abs. 6 KitaFinHG nach Prüfung des Verwendungsnachweises der verausgabten Finanzhilfen bis zum 31. 
Dezember 2025 in Form eines zusammenfassenden Abschlussberichts. Der Abschlussbericht enthält zum 
Stichtag 31. Dezember 2023 die Gesamtzahl der im Land zur Verfügung stehenden Betreuungsplätze und die 
Zahl der mit den Finanzhilfen im Land zusätzlichen Betreuungsplätze, differenziert nach neu geschaffenen und 
gesicherten Plätzen für Kinder unter drei Jahren und Plätzen für Kinder ab drei Jahren bis zum Schuleintritt.  
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Tabelle 2: Erfüllung der Berichtspflichten 
 

Bundesland 
Gesamtzahl 
der im Land 
zur Verfügung 
stehenden 
Betreuungsplä
tze 

zusätzliche 
Plätze 
(gesicherte und 
neu geschaffene 
Plätze)  

Mittel Sachberichte 

Baden- 
Württemberg*1 Nein Ja Ja Ja 

Bayern 
Ja 

Ja Ja Ja 

Berlin Ja Ja Ja Ja 

Brandenburg 
Ja  

Ja Ja Ja 

Bremen Ja Ja Ja Ja 

Hamburg Ja Ja Ja Ja 

 

Hessen 
 

Ja 
 
Ja 

 

Ja 
 

Ja 

Mecklenburg- 
Vorpommern 

Ja Ja Ja Ja 

Niedersachsen*² Nein Ja Ja Ja 

Nordrhein- 
Westfalen 

Ja Ja Ja Ja 

Rheinland- 
Pfalz 

 
Ja  

 
Ja 

 
Ja 

 
Ja 

Saarland Ja Ja Ja Ja 

Sachsen Ja Ja Ja Ja 

Sachsen- 
Anhalt 

Ja Ja Ja Ja 

Schleswig- 
Holstein 

Ja Ja Ja Ja 

Thüringen Ja Ja Ja Ja 

*1 

*1  Die Gesamtplatzzahlen in Baden-Württemberg liegen nicht vor. 

*² Die Gesamtplatzzahlen in Niedersachsen liegen nicht vor. 

 

Erläuterungen zur Tabelle: 

Die Bundesländer haben weitestgehend vollständig und pünktlich die geforderten Berichte bis zur 

festgelegten Frist 31.12.2025 erbracht. In Einzelfällen mussten Unterlagen nachgefordert werden.  

 

Tabelle 3: Übersicht Bewilligungen/Abrufe 

 

 
Bundesland 

Verfügungsrahmen 
Gesamtlaufzeit 

nach Umverteilung 

bewilligte 
Mittel 

Erhebungssticht

 
%- 

Anteil 

abgerufene 
Mittel abzgl. 

Rückzahlungen %-Anteil 
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ag 31.12.2023 bis 31.12.2025 

Baden- 
Württemberg 136.944.450,31 € 131.882.953,26 € 96,3 % 132.535.475,94 € 100,49 % 

Bayern 158.018.049,17 € 158.018.049,17 € 100 % 158.018.049,17 € 100 % 

Berlin 49.024.047,02 € 48.956.317,08 € 99,86 % 48.956.895,94 € 100 % 

Brandenburg 28.082.974,22 € 28.082.974,22 € 100 % 23.284.590,49 € 82,91 % 

Bremen 8.509.186,01 € 8.509.186,15 € 100 % 8.509.186,01 € 100 % 

Hamburg 25.081.157,84 € 25.081.157,84 € 100 % 25.081.157,84 € 100 % 

Hessen 77.194.269,53 € 76.237.623,00 € 98,76 % 76.266.392,53 € 100,04 % 

Mecklenburg- 
Vorpommern 17.545.208,19 € 16.819.178,28 € 95,86 % 14.848.041,34 € 100 % 

Niedersachsen 94.731.128,34 € 87.676.712,45 € 92,55 % 86.534.954,18 € 98,70 % 

Nordrhein- 
Westfalen 217.910.633,24 € 209.773.496,40 € 96,27 % 208.875.479,33 € 99,57 % 

Rheinland-Pfalz 48.200.000,00 € 48.200.000,00 € 100 %  45.082.924,33 € 100 % 

Saarland 10.320.198,96 € 10.113.032,22 € 97,99 % 10.113.032,22 € 100 % 

Sachsen 48.132.073,16 € 47.693.502,79 € 99,09 % 47.693.502,79 € 100 % 

Sachsen-Anhalt 23.506.205,53 € 23.506.106,82 € 100 % 23.467.340,32 € 100 % 

Schleswig- 
Holstein 32.943.862,27 € 31.390.184,25 € 95,28 % 31.541.913,78 € 100,48 % 

Thüringen 23.856.556,21 € 22.655.448,02 € 94,97 % 22.355.175,84 € 98,67 % 

Deutschland 
gesamt 1.000.000.000,00 € 969.468.896,63 € 96,95 % 963.164.112,05 € 99,35 % 

 
Erläuterungen zur Tabelle: 
Bis zum 31.12.2025 sind obenstehende Mittelbewilligungen der Länder gemeldet worden. Mittelbewilligungen 
waren bis zum 30.06.2022 möglich. Gegebenenfalls umverteilte Mittel konnten noch bis zum 31.10.2022 
bewilligt werden. Der Abruf der Mittel endete am 30.06.2024. (Differenzen zwischen bewilligten und 
abgerufenen Mitteln wurden nach dem Stichtag durch Rückzahlungen der betroffenen Länder ausgeglichen.) 

 

 

 

 
Tabelle 4: Übersicht Plätze/Finanzen, 31.12.2025 

 

 

 
Bundesland 

 
bewilligte 
(gesicherte 
und neu 
geschaffen
e) Plätze 
insgesamt 

 
gebundene 
Mittel für 
bewilligte Plätze 

 
 

davon 
Bundesmittel 

 
Anteil 
Bundes- 
mittel 

 
von bewilligten 
Plätzen neu 
geschaffene 
Plätze 
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Baden- 
Württemberg 

24.334  893.597.507,44 €  131.882.953,26 € 14,76 %  18.763 

Bayern*1 7.580  438.201.522,75 €  158.018.049,17 € 36,06 %  In bewilligten 
Plätzen enthalten 

Berlin 3.458  82.993.607,07 €  48.956.317,08 € 58,99 %  2.940 

Brandenburg 3.166  106.825.382,59 €  28.082.947,22 € 26,29 %  2.002 

Bremen 1.583  33.457.850,40 €  8.509.168,15 € 25,43 %  416 

Hamburg*2 1.839  38.717.331,18 €  25.081.157,84 € 64,78 %  1.839 

Hessen 11.478  281.143.380,00 €  76.237.622,00 € 27,12 %  5.481 

Mecklenburg- 
Vorpommern 

2.319  28.307.380,77 €  14.848.041,34 € 52,45 %  633 

Niedersachsen 30.351  369.780.401,00 €  87.676.712,45 € 23,71 %  10.287 

Nordrhein- 
Westfalen 

28.918  586.947.772,73 €   209.773.496,19 € 35,74 %  21.420 

Rheinland- 
Pfalz 

10.075  187.878.479,42 €  45.082.924,33 € 24,00 %  2.850 

Saarland*3 
5.270   11.870.049,11 € 10.113.032,22 € 85,20 %  658 

Sachsen 10.741  90.392.539,73 €  47.693.502,79 € 52,76 %  1.755 

Sachsen- 
Anhalt 5.395  40.511.647,94 €  23.467.340,32 € 57,93 %  530 

Schleswig- 
Holstein 

3.132   86.630.617,49 € 31.390.184,25 € 36,23 %  2.762 

Thüringen 7.181  39.731.292,51 €  22.655.448,02 € 57,02 %  662 

Gesamt 156.820 3.316.986.762,13 € 969.468.896,63 € 29,23 % 72.998 
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*1 In Bayern wird das 5. Investitionsprogramm „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2020-2021 mit zwei 

Richtlinien umgesetzt. Mit der „Richtlinie zur Förderung von Investitionskosten für technische 

Maßnahmen zum infektionsschutzgerechten Lüften in der Kindertagesbetreuung und in den 

Heilpädagogischen Tagesstätten der Jugend- und Behindertenhilfe sowie für 

Ausstattungsgegenstände zur Verbesserung der Hygiene anlässlich der Corona-Pandemie 2020-

2021“ wurde die Beschaffung von Ausstattungsgegenständen zur Verbesserung der Hygienesituation 

gefördert. 

Bezüglich der Unterscheidung zwischen gesicherten und neu geschaffenen Plätzen erfolgte in den 

Förderbescheiden und in der Projektliste der Bewilligungsbehörden keine vollumfängliche 

Aufschlüsselung [...] 

*2 Hamburg weist für das 5. Investitionsprogramm nur neu geschaffene Plätze aus 

*3 Im Saarland wird das 5. Investitionsprogramm „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2020-2021 mit 

zwei Richtlinien umgesetzt. Die Richtlinie I betrifft das Sofortprogramm für pandemiebedingte 

Ausstattungsinvestitionen und qualitative Verbesserungsmaßnahmen in Krippen und Kindergärten. 

Diese Daten sind in der Tabelle nicht enthalten. Mit der Richtlinie II sollen Neubau-, Ausbau- Umbau-, 

Sanierungs-, Renovierungs- und Modernisierungsmaßnahmen sowie Ausstattungen im 

Zusammenhang mit einer baulichen Maßnahme bzw. größeren Umfangs und Maßnahmen zu 

Außenanlagen im Krippen- und Kindergartenbereich gefördert werden. 

 

 
Erläuterungen zur Tabelle: 

Gemäß KitaFinHG § 28 Abs. 2 (= Gemeinschaftsfinanzierung) 

• Nr. 1 
darf der Bundesanteil der Gesamtausgaben für geförderte Maßnahmen im Rahmen dieses 
Investitionsprogramms bei maximal 54 % liegen bzw. nach 

• Nr. 2 
darf der Anteil an Bundeszuschüssen für Betriebskosten und Investitionen höchstens 1/3 der 
Gesamtkosten der Kindertagesbetreuung ausmachen oder nach 

• Nr. 3 
darf der Bundesanteil im Rahmen dieses und der vorangegangenen 
Investitionsprogramme höchstens 54 % ausmachen. 

 
Die Länder, bei denen der Anteil der Bundesmittel ≤ 54 % beträgt, haben die aufgewendeten 

Bundes-, Landes-, kommunalen und sonstigen Mittel für bewilligte Plätze im Rahmen des 5. Bundes-

investitionsprogramms mitgeteilt. Die Länder, bei denen der Anteil der Bundesmittel 54 % 

überschreitet, haben zusätzliche Nachweise gem. § 28 Abs. 2 Nr. 2 bzw. Nr. 3 KitaFinHG erbracht. 

Hamburg legte einen Nachweis gem. § 28 Abs. 2 Nr. 2 KitaFinHG vor, wonach der Anteil der 

Bundeszuschüsse für Betriebskosten und Investitionen bis einschließlich des Stichtages 31.12.2022 

höchstens ein Drittel der Gesamtkosten der Kindertagesbetreuung betrug. Berlin, Mecklenburg-

Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Saarland, Sachsen und Sachsen-Anhalt belegten gem. § 28 Abs. 

2 Nr. 3 KitaFinHG, dass der Anteil der im Rahmen dieses und der vorangegangenen 

Investitionsprogramme „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2008-2013, 2013-2014, 2015-2018, sowie 

2017-2020 bewilligten Bundesmittel höchstens 54 Prozent der investiven Gesamtkosten betrug. 

 
Insgesamt liegt der Anteil der Bundesmittel an der Gesamtfinanzierung bei durchschnittlich 

29,2 Prozent, also deutlich unter dem Höchstwert von 54 Prozent. 
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Tabelle 5: Übersicht bewilligter Plätze* differenziert nach Kindertageseinrichtungen/ 

Kindertagespflege: 

 
 
 
Bundesland 

 
 
Gesamt 

bewilligte 
Plätze in 
Kindertages- 
einrichtungen 
U3 

bewilligte 
Plätze in 
Kindertages- 
einrichtunge
n Ü3 

bewilligte Plätze 
in öffentlich 
geförderter 
Kindertagespfleg
e U3 

bewilligte Plätze in 
öffentlich 
geförderter 
Kindertagespflege 
Ü3 

Baden- 
Württemberg 24.334 5.801 15.243 3.114 176 

Bayern 7.580 2.601 4.979 
(in KTE U3 
enthalten) 

(in KTE Ü3 
enthalten) 

Berlin 3.458 1.100 1.957 396 5 

Brandenburg 3.166 1.109 2.057 0 0 

Bremen 1.583 295 1.288 0 0 

Hamburg 1.839 738 1.016 43 42 

Hessen 11.478 2.355 8.105 667 351 

Mecklenburg-
Vorpommern 2.319 657 1.627 35 0 

Niedersachs 
en 30.351 5.033 24.140 1.178 0 

Nordrhein- 
Westfalen 28.918 6.198 17.441 5.279 0 

Rheinland- 
Pfalz*1 10.075 

(in KTE Ü3 
enthalten) 

10.075 0 0 

Saarland 
5.270 962 4.308 0 0 

Sachsen 10.741 3.171 7.550 20 0 

Sachsen- 
Anhalt 5.395 1.787 3.593 12 3 

Schleswig- 
Holstein 3.132 825 1.890 417 0 

Thüringen 7.181 1.542 5.599 40 
(in KTP U3 
enthalten) 

Deutschland 
insgesamt 156.820 34.174 110.868 11.201 577 

In Prozent 100 % 21,79 % 70,70 % 7,14 % 0,37 % 

Deutschland 
insgesamt 
(ohne 
Rheinland-
Pfalz) 

146.745 34.174 100.793 11.201 577 

In Prozent 
(ohne 
Rheinland-
Pfalz) 

100 % 23,29 % 68,69 % 7,63 % 0,39 % 

* bewilligte Plätze meinen hier sowohl die gesicherten als auch die neu geschaffenen Plätze 
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*1 In Rheinland-Pfalz wird nicht nach U3/Ü3 differenziert. Nach der Einführung des Landesgesetzes 

über die Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und der 

Kindertagespflege zum 01.07.2021 sieht die Betreuungsstruktur in Kindertageseinrichtungen eine 

Gliederung der Altersstruktur in U 2- und Ü 2 - Plätze vor. 

 
 

Erläuterungen zur Tabelle: 

In Ergänzung zur vorstehenden Übersicht Plätze/Finanzen wird hier aufgezeigt, wie sich die 

Gesamtanzahl an Plätzen auf Kindertageseinrichtungen U3/Ü3 und Kindertagespflege U3/Ü3 verteilt. 

Wie auch im vorherigen 4. Investitionsprogramm „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2017 – 2020 

können Plätze bis zum Eintritt ins Schulalter gefördert werden. Hier liegt auch der deutliche Fokus: 

Der Anteil bewilligter Plätze für Kinder über drei Jahre bis zum Schuleintritt beträgt rund 68,7 Prozent 

der insgesamt bewilligten Plätze. Weiterhin ist festzustellen, dass der Anteil der bewilligten Plätze in 

den Kindertageseinrichtungen mit 92 Prozent sehr hoch ist. Werden ausschließlich die bewilligten 

Plätze U3 betrachtet, beträgt der Anteil der Förderungen in den Kindertageseinrichtungen und der 

öffentlich geförderten Kindertagespflege rd. 30,9 Prozent. 
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Tabelle 6: Gesamtübersicht bewilligter und durchgeführter Ausstattungsinvestitionen zum 

Stichtag 30.06.2024 
 

Ausstattungsinvestitionen 

Bundesland 
Anzahl 
bewilligt 

Anzahl 
durchgeführt 

Art (Angaben der Länder) 

 

Baden- 
Württemberg 

 
1.167 

 
1.165 

Gesundheitsversorgung, Umsetzung von 
Inklusion, Ausstattungsinvestitionen und - 
pauschalen für Erhaltungsmaßnahmen in der 
Kindertagespflege 

Bayern 1.955 1.936 Gesundheitsversorgung 

 

Berlin 
 

33 
 

22 

Bewegungsförderung, 
Gesundheitsversorgung, Umsetzung von 
Inklusion, Familienorientierung, Digitalisierung 

Brandenburg 6 6 
Gesundheitsversorgung, Umsetzung von 
Inklusion 

 

Bremen 
 

28 
 

20 

Bewegungsförderung, 
Gesundheitsversorgung, Umsetzung von 
Inklusion, Familienorientierung 

Hamburg 0 0 werden nicht gefördert 

 
Hessen 

 

353 
 

109 

Bewegungsförderung, 
Gesundheitsversorgung, Umsetzung von 
Inklusion 

 
Mecklenburg- 
Vorpommern 

 
51 

 
47 

Bewegungsförderung, 
Gesundheitsversorgung, Umsetzung von 
Inklusion, Familienorientierung, Digitalisierung, 
Erstausstattung, Möbel 

Niedersachs 
en 

 

598 
 

553 

Bewegungsförderung, 
Gesundheitsversorgung, Umsetzung von 
Inklusion, Familienorientierung, Digitalisierung 

Nordrhein- 
Westfalen 

 
1.102 

 
330 

Bewegungsförderung, 
Gesundheitsversorgung, Umsetzung von 
Inklusion, Familienorientierung, Digitalisierung 

Rheinland- 
Pfalz 0 0 werden nicht gefördert 

 
Saarland 

 
27 

 

27 

Bewegungsförderung, 
Gesundheitsversorgung, Umsetzung von 
Inklusion, 

Sachsen 15 15 Gesundheitsversorgung, Digitalisierung 

Sachsen- 
Anhalt 

 
22 

 
22 

Bewegungsförderung, 
Gesundheitsversorgung, Umsetzung von 
Inklusion 

Schleswig- 
Holstein 

 

555 
 

546 

Bewegungsförderung, 
Gesundheitsversorgung, Umsetzung von 
Inklusion, Familienorientierung, Digitalisierung 

Thüringen 120 0 
Bewegungsförderung, Gesundheitsversorgung, 
Familienorientierung 

gesamt 6.032 4.798  

 
Bewegungsförderung = 

z. B. Einrichtung von Sport- und 
Bewegungsräumen, Ausgestaltung von 
Bewegungsparcours 

Gesundheitsversorgung = 
z. B. Einrichtung von Küchen, Ausstattung des 
Hygienebereichs 



5. InvestP 2020-2021 Abschlussbericht zum 31.12.2025 

12 

 

 

 

Umsetzung Inklusion = 
z. B. Umsetzung von Barrierefreiheit, 
Einrichtung von Schlafräumen 

 

Familienorientierung = 
z. B. Einrichtung von Elterncafés oder 
Räumlichkeiten zur Durchführung von 
Elterngesprächen 

Digitalisierung = 
z. B. technische Ausstattung zum Kontakthalten 
zu Familien 

 

Erläuterungen zur Tabelle: 
Gemäß § 26 Abs. 1 Satz 3 KitaFinHG obliegen die Ausführungsbestimmungen zur Ausgestaltung von 

Ausstattungsinvestitionen den Ländern; für die Förderung von Ausstattungen gilt ebenso, dass 

ausschließlich Ausstattungsinvestitionen für zusätzliche Plätze im Sinne des Gesetzes finanziert 

werden. Gemäß § 30 Abs. 3 ist über die Art und Anzahl bewilligter Ausstattungen, nicht aber über 

die Höhe der aufgewendeten Finanzmittel für Ausstattungsinvestitionen, zu berichten. Die Länder, 

die Ausstattungsinvestitionen finanzieren, haben entsprechend der Regelung im KitaFinHG 

Angaben hierzu differenziert nach Art und Anzahl übermittelt, die in obiger Tabelle 

zusammengefasst dargestellt sind. 

Weiterhin wird aufgeführt, wie viele der bewilligten Ausstattungen bereits durchgeführt 

wurden. 

 
 

 
Bewertung 

1. Bewilligungen / Abrufe 

Wie in den Erläuterungen zur Tabelle 3: Übersicht Bewilligungen/Abrufe dargestellt, war 

eine Bewilligung bis zum 30.06.2022 möglich. Gegebenenfalls umverteilte Mittel konnten 

noch bis zum 31.10.2022 bewilligt werden. Die Bewilligungsquote liegt bei 97 Prozent 

(Stand 31.12.2025).  

 
2. Plätze/Finanzen 

Die in der Übersicht Plätze/Finanzen aufbereiteten Daten zum 31.12.2025 zeigen eine 

deutliche Übererfüllung der Zielvorstellungen zur Schaffung zusätzlicher Plätze. Mit den 

bereitgestellten Mitteln sollten 90.000 zusätzliche (also neu geschaffene und gesicherte) 

Plätze für Kinder bis zum Schuleintritt in der Kindertagesbetreuung und der 

Kindertagespflege entstehen bzw. erhalten werden. 
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Nach den Meldungen der Länder zu den bewilligten Plätzen zeigt sich, dass dieses Ziel 

deutlich überschritten wurde (Gesamtanzahl der bewilligten Plätze: 156.820, davon 

72.998 neu geschaffene Plätze und 76.242 gesicherte Plätze2). 

Bemerkbar macht sich insbesondere der hohe Anteil zusätzlicher Plätze für Kinder über drei 

Jahren bis zum Schuleintritt (101.370 Plätze): Hier zeigt sich, dass in den Ländern die 

Bedarfe zur Bereitstellung zusätzlicher Kapazitäten in diesem Bereich sehr groß sind und es 

richtig und wichtig war, die Finanzhilfen ab dem 4. Investitionsprogramm für alle 

Altersstufen der Kindertagesbetreuung zu öffnen. 

 

Bei Betrachtung der Durchschnittswerte zu den Finanzierungsanteilen wird sehr deutlich, 

dass Länder, Kommunen und die Träger wie auch bereits in den vorherigen Programmen 

eigenständig mit insgesamt rund 71 Prozent einen großen Anteil an Mitteln zur Umsetzung 

eines bedarfsgerechten Ausbaus von Kinderbetreuungsplätzen aufbringen. Der 

Bundesanteil an den Ausbaumaßnahmen liegt im Durchschnitt bei 29 Prozent, also weit 

unterhalb der maximalen Höhe von 54 Prozent. 

 

Das durch die Fördermittel des Bundes ausgelöste Investitionsvolumen beträgt rund 3,3 

Milliarden Euro. Im Durchschnitt über die letzten beiden Investitionsprogramme löst ein 

Euro an Bundesmitteln ein Investitionsvolumen von insgesamt 3,3 Euro aus. 

 

Durch die finanziellen Anstrengungen in den Bundesländern erklärt sich ebenfalls die 

deutlich oberhalb der Zielvorgabe liegende Anzahl zusätzlicher Plätze, die im Rahmen dieses 

Investitionsprogramms geschaffen werden konnten. 

 
3. Ausstattungsinvestitionen 

Die konkreten Regelungen zur Förderung von Ausstattungsinvestitionen sind den im 

jeweiligen Land verabschiedeten (Förder-)Richtlinien zu entnehmen. Der Bund macht hier 

keine Vorgaben, außer, dass diese der Schaffung zusätzlicher Plätze dienen müssen. 

Die Auswertung zeigt, dass die Möglichkeit der Förderung von Ausstattungsinvestitionen 

zur Schaffung zusätzlicher Plätze von 14 Bundesländern genutzt wird. Die Art und Anzahl 

der gewährten Ausstattungsinvestitionen verdeutlicht auch die Wichtigkeit der 

Umsetzung von Maßnahmen der Inklusion, Bewegung und Gesundheitsversorgung. 

 
4. Platzkosten 

Unter Berücksichtigung der insgesamt gebundenen Mittel im Verhältnis zur Anzahl 

bewilligter Plätze lassen sich mittels Hochrechnung Rückschlüsse auf die 

durchschnittlichen Platzkosten ziehen. 

Basierend auf den vorliegenden Angaben zu bewilligten Plätzen belaufen sich die Kosten pro 

Platz insgesamt im Durchschnitt auf 21.151,55 Euro. Bei einem wie in der Übersicht 

Plätze/Finanzen aufgeführten Anteil des Bundes i. H. v. rund 29 Prozent beträgt die 

Bundesbeteiligung pro Platz durchschnittlich 6.182,05 Euro. 

Wird jedoch nach Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege differenziert, zeigt sich 

ein anderes Bild. So belaufen sich die durchschnittlichen Platzkosten für den Bund im Bereich 

der Kindertageseinrichtungen auf 5.726,81 Euro (ein Anteil von 27,81 Prozent) und bei 

                                                
2 In Bayern erfolgte bezüglich der Unterscheidung zwischen gesicherten und neu geschaffenen Plätzen (in den 
Förderbescheiden und in der Projektliste der Bewilligungsbehörden) keine vollumfängliche Aufschlüsselung, da auch Projekte 
mit gesicherten und neu geschaffenen Plätzen bewilligt wurden. Die Anzahl von 7.580 bewilligten Plätzen ist somit in der 
kumulierten Aufschlüsselung nicht enthalten. 
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Plätzen in der Kindertagespflege auf 1.792,15 Euro (ein Anteil von 46,54 Prozent). Trennt 

man die Platzkosten in neu geschaffene und gesicherte Plätze, so ergeben sich 

Aufwendungen von 32.586,21 Euro pro Platz (Bundesbeteiligung: 9.255,86 Euro pro Platz) für 

neu geschaffene Plätze und 7.548,78 Euro pro Platz (Bundesbeteiligung: 2.634,79 Euro pro 

Platz) für Plätze, die ohne Erhaltungsmaßnahmen weggefallen wären. 

 

 

 

Die in diesem Bericht dargestellten Inhalte beruhen auf einer Kumulierung der seitens der Länder im 

Abschlussbericht zum 31.12.2025 des 5. Investitionsprogramms „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 

2020-2021 übermittelten Daten. Die Daten wurden auf Plausibilität geprüft. In Zweifelsfällen wurden 

Rückfragen an die zuständige Stelle im Land gestellt. 

 

 

Auswertung der abschließenden Sachberichte zum 31.12.2025 
 
 
I. Allgemeiner Ausbaustand  

 
Allgemeine Entwicklung und Trends: In den meisten Regionen ist die Zahl der betreuten Kinder, insbesondere im 
Bereich der unter Dreijährigen (U3), seit 2008 kontinuierlich gestiegen. Während die Betreuungsquoten im U3-
Bereich teilweise deutlich zunahmen, zeigen sich im Ü3-Bereich (ab 3 Jahre bis Schuleintritt) stabil hohe Quoten 
von oft über 90 %. Einige Gebiete verzeichnen jedoch aufgrund stärker steigender Bevölkerungszahlen trotz 
Platzausbaus leicht sinkende Quoten. In Regionen mit rückläufigen Geburtenraten ist hingegen ein strukturelles 
Überangebot an Plätzen entstanden, was neue Herausforderungen bei der Anpassung der Angebotsstruktur mit 
sich bringt. 
 
Infrastruktur und Trägerlandschaft: Die Betreuung erfolgt überwiegend in altersgemischten Gruppen innerhalb 
von Kindertageseinrichtungen, ergänzt durch Kindertagespflege, die vorrangig für Kinder unter drei Jahren 
genutzt wird. Die Trägerschaft ist gemischt; es gibt sowohl eine starke öffentliche als auch eine freie Trägerschaft. 
Das Prinzip der inklusiven Betreuung von Kindern mit und ohne Behinderung in Regeleinrichtungen ist 
weitgehend etabliert. 
 
Förderung und Finanzierung: Der Ausbau wurde durch verschiedene Investitionsprogramme und Bundesmittel 
nachhaltig unterstützt. Die Förderstrategien haben sich gewandelt: Lag der Fokus früher auf der reinen Schaffung 
neuer Plätze, werden mittlerweile vermehrt auch Sanierungsmaßnahmen, die Platzsicherung sowie die 
Verbesserung von Hygiene-, Verpflegungs- und Barrierefreiheitsstandards gefördert. Einige Regionen haben die 
Elternbeitragsfreiheit für alle Altersgruppen und Betreuungsformen eingeführt, andere gewähren sie ab dem 
zweiten Lebensjahr (Anmerk.: diese Maßnahmen werden nicht durch das Bundesprogramm gefördert). Die 
Finanzierung erfolgt teils platzbezogen, zunehmend jedoch gruppen- oder bedarfsorientiert, wobei die Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe für die Bedarfsplanung verantwortlich sind (siehe § 80 SGB VIII). 
 
Aktuelle Zahlen und Quoten: Die Betreuungsquoten im U3-Bereich variieren regional stark zwischen ca. 30 % und 
60 %, während sie im Ü3-Bereich meist zwischen 85 % und 98 % liegen.  
Betreuungszeiten: Es gibt eine breite Palette an vertraglich vereinbarten Betreuungszeiten, wobei ein 
signifikanter Anteil der Kinder mehr als 35 Stunden pro Woche betreut wird. 
 
Herausforderungen: Neben dem quantitativen Ausbau rücken qualitative Aspekte in den Fokus, etwa durch die 
Entwicklung gemeinsamer Baukompendien und Raumkonzepte. In Regionen mit schrumpfender Kinderzahl muss 
das Angebot neu gesteuert werden, um wirtschaftliche und pädagogische Standards zu halten. Während in 
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manchen Regionen noch nach Möglichkeiten der Generierung neuer Plätze gesucht wird, konzentrieren sich 
andere bereits darauf, ihre vorhandenen Plätze durch Sanierungen zu sichern. 
 
 
 
 
I.I Westdeutschland 
 
In den westdeutschen Flächenländern und Stadtstaaten ist insgesamt ein deutlicher Ausbau der Betreuungsplätze 
zu verzeichnen, wobei die Entwicklungen je nach Region unterschiedlich ausfallen. 
 
Entwicklung der Platzzahlen: In mehreren Ländern ist die Zahl der betreuten Kinder seit 2008 kontinuierlich 
gestiegen. Teilweise wurden spezifische Investitionsprogramme (Bundes- und Landesprogramme) genutzt, um 
tausende neue Plätze zu schaffen, insbesondere für Kinder unter drei Jahren (U3). In einigen Regionen führte dies 
zu einer Steigerung der Betreuungsquote im U3-Bereich auf Werte zwischen ca. 30 % und 38 %. 
 
Betreuungsquoten: Die Quoten für Kinder über drei Jahre bis zum Schulbeginn (Ü3) liegen meist sehr hoch (oft 
über 90 %). Im U3-Bereich variieren die Quoten stärker; während einige Regionen Werte um 38 % erreichen, 
liegen andere eher bei 30–31 %.  
 
Strukturelle Besonderheiten: Einige Länder haben von einer starren Platzplanung zu flexibleren Modellen (z. B. 
Rahmenkapazitäten statt fester Platzzahlen) gewechselt, wodurch exakte Zahlen (eine Differenzierung in U3 und 
Ü3 wird nicht erfasst) teilweise nicht mehr erhoben werden. In bestimmten Regionen wird der Ausbau durch 
nachfrageorientierte Systeme (z. B. Gutscheinsysteme) gesteuert, bei denen Träger eigenständig auf lokale 
Bedarfe reagieren. Es gibt Tendenzen zur Beitragsfreiheit (ab dem 2. Lebensjahr oder vollständig für alle 
Förderarten in einem spezifischen Fall). 
Herausforderungen bestehen teilweise darin, dass die Zahl der anspruchsberechtigten Kinder stärker wächst als 
das Platzangebot, was trotz Ausbau zu leicht sinkenden Quoten im Ü3-Bereich führen kann. 
 
I.2 Ostdeutschland 
 
In den ostdeutschen Ländern zeigt sich ein insgesamt sehr hohes Versorgungsniveau, das jedoch zunehmend 
durch demografische Veränderungen geprägt ist. 
 
Hohe Betreuungsquoten: Die Betreuungsquoten liegen im Durchschnitt deutlich höher als im Westen. Im 
Krippenbereich (U3) werden oft Quoten von 50 % bis 60 % und mehr genannt, im Kindergartenbereich (Ü3) liegen 
sie häufig bei 98 % oder knapp darunter. Auch die Hortbetreuung (Schulalter) ist mit Quoten um 65 % stark 
ausgebaut. 
 
Demografischer Wandel: Ein zentrales Thema ist der Rückgang der Kinderzahlen aufgrund niedrigerer 
Geburtenraten. Dies führt dazu, dass die absolute Zahl der betreuten Kinder sinkt, obwohl die Betreuungsquote 
stabil bleibt oder sogar leicht steigt. 
 
Strukturelle Herausforderungen: In ländlich geprägten Regionen entsteht teilweise ein strukturelles Überangebot 
an Plätzen, da die Nachfrage nicht mehr mit dem bestehenden Angebot Schritt hält. Die Träger stehen vor der 
Aufgabe, die Angebotsstruktur an diese veränderte Demografie anzupassen, um wirtschaftliches und 
pädagogisches Handeln sicherzustellen. 
 
Besonderheiten: Ein Bundesland hat als erstes die vollständige Elternbeitragsfreiheit für alle Altersgruppen und 
Förderformen eingeführt. Die Rechtsansprüche auf Betreuung können flächendeckend gewährleistet werden. 
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II. Erfolge/Wirkungen des Programms 
 
Im Rahmen des Investitionsprogramms 2020–2021 wurden bundesweit erhebliche Fortschritte beim Ausbau und 
der Sicherung von Betreuungsplätzen erzielt. Im U3-Bereich entstanden neue Plätze in Kindertageseinrichtungen 
und der Kindertagespflege; gleichzeitig wurden bestehende Kapazitäten gesichert, die sonst weggefallen wären. 
Auch im Ü3-Bereich wurde das Platzangebot deutlich erweitert und die Infrastruktur durch Sanierungen 
stabilisiert. Das Ziel der Schaffung von zusätzlichen 90.000 Plätzen für Kinder von der Geburt bis zum Schuleintritt 
wurde mit 156.820 bewilligten Plätzen deutlich überschritten. Von diesen Bewilligungen sind 72.998 neu 
eingerichtete zusätzliche Plätze entstanden und weitere 76.242 Plätze wurden erhalten. 
 
Neben der quantitativen Ausweitung führte das Programm zu signifikanten qualitativen Verbesserungen. Dazu 
gehörten die Umsetzung von Hygienekonzepten während der Pandemie, die Schaffung barrierefreier Zugänge, 
die Einrichtung von Bewegungs- und Differenzierungsräumen sowie die Modernisierung der digitalen und 
technischen Ausstattung. In vielen Regionen stiegen die Betreuungsquoten, insbesondere bei den unter 
Dreijährigen, während das hohe Niveau bei den älteren Kindern gehalten werden konnte. 
 
Das Programm wirkte als wichtiger finanzieller Anreiz für Kommunen und Träger, um Investitionsrückstände 
abzubauen und Ersatzneubauten für nicht mehr sanierungsfähige Gebäude zu realisieren. Oft wurden die 
Bundesmittel durch Landesprogramme flankiert, um die Wirkung zu verstärken. Insgesamt trugen die 
Maßnahmen maßgeblich zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie zur Stärkung der 
frühkindlichen Bildungsinfrastruktur bei, wobei regional weiterhin unterschiedliche Bedarfe bestehen. 
 
 
II.1 Westdeutschland 
 
Das Investitionsprogramm hatte in den westdeutschen Ländern eine breite Wirkung, die von der reinen Platzzahl 
bis zur qualitativen Verbesserung der Infrastruktur reichte. 
 
Quantitativer Ausbau und Sicherung: Es wurden tausende neue Betreuungsplätze geschaffen, sowohl für Kinder 
unter drei Jahren (U3) als auch im Bereich über drei Jahre bis zum Schuleintritt (Ü3). Ein wesentlicher Erfolg 
bestand darin, bestehende Plätze durch Sanierungsmaßnahmen zu sichern, die ohne die Fördermittel weggefallen 
wären. In einigen Regionen stieg die Betreuungsquote im U3-Bereich deutlich (z. B. von ca. 30 % auf über 36 %), 
während im Ü3-Bereich das hohe Niveau trotz steigender Kinderzahlen gehalten werden konnte. 
 
Qualitative Verbesserungen und Pandemiebewältigung: Ein signifikanter Teil der Mittel floss in die Ausstattung 
zur Bewältigung der Corona-Pandemie (Hygienekonzepte, Luftreiniger), wovon nahezu alle Einrichtungen 
profitierten. Darüber hinaus führten Neu- und Ersatzbauten zu modernen Räumen, besserer Barrierefreiheit, 
Inklusionsmöglichkeiten und einer verbesserten digitalen Infrastruktur. In einigen Fällen konnten durch 
Umbauten zusätzliche Familienzentren und Beratungsorte integriert werden. 
 
Umsetzung und Herausforderungen: Die Programme wurden oft als Zusatzfinanzierung zu Landes- und 
Kommunalmitteln eingesetzt, wobei die Förderquoten teilweise auf bis zu 90 % erhöht wurden. Als 
Herausforderung erwies sich in einigen Fällen die kurze Umsetzungsfrist, die dazu führte, dass statt großer 
Baumaßnahmen vermehrt kleinere Renovierungen oder Ausstattungsinvestitionen in der Kindertagespflege 
vorgenommen wurden. Dennoch wird der Bedarf an weiteren Investitionsmitteln für Sanierungen im Ü3-Bereich 
als weiterhin hoch eingeschätzt. 
 
Regionale Unterschiede: Trotz des stadtweiten Ausbaus bestehen zwischen den Stadtbezirken weiterhin 
Ungleichheiten bei der Versorgung, was zu einem regionalen Nachholbedarf führt. 
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II.2 Ostdeutschland 
 
In den ostdeutschen Ländern konzentrierten sich die Wirkungen des Programms stark auf die Sicherung des 
hohen Versorgungsniveaus angesichts demografischer Veränderungen sowie auf die qualitative Modernisierung. 
 
Platzschaffung und -sicherung: Auch hier konnten 32.260 Plätze neu geschaffen oder vor dem Wegfall bewahrt 
werden. Die Mittel dienten dazu, den gesetzlichen Betreuungsanspruch flächendeckend zu gewährleisten und die 
Infrastruktur bedarfsgerecht anzupassen. Die Betreuungsquoten blieben auf sehr hohem Niveau stabil oder 
stiegen leicht an. 
 
Qualität und Ausstattung: Ein Schwerpunkt lag auf der Verbesserung der räumlichen Strukturen und der 
spezifischen Ausstattung (Mobiliar, Spielmaterial, Technik), um moderne pädagogische Konzepte umzusetzen. 
Gefördert wurden sowohl Baumaßnahmen als auch Ausstattungen, die die digitale Grundausstattung und die 
Gesundheitsversorgung (z. B. Sanitäranlagen) verbesserten. 
 
Finanzielle Entlastung und Strategie: Die Bundesmittel stellten einen wichtigen finanziellen Beitrag für 
Kommunen und Träger dar und ermöglichten Investitionen, die sonst zeitverzögert oder gar nicht realisiert 
worden wären. Das Programm wirkte oft als Katalysator für eine strategische Weiterentwicklung der 
Bildungslandschaft; einige Länder flankierten es mit eigenen Landesprogrammen, um die Effekte zu verstärken. 
Umgang mit Demografie: Die Investitionen halfen dabei, die Betreuungsstruktur an die rückläufigen Kinderzahlen 
anzupassen, indem Bestandsplätze gesichert und qualitativ aufgewertet wurden, um auch in 
strukturschwächeren Regionen ein attraktives Angebot vorzuhalten. 
 
 
III. Ggf. Hindernisse/Besonderheiten in der Ausgestaltung der Förderung 
 
Administrative und rechtliche Herausforderungen:  
Die bürokratischen Anforderungen und kurzen Umsetzungsfristen des Bundesprogramms wurden als 
erschwerend empfunden. Die notwendige Verlängerung der Fristen konnte strukturelle Probleme nur teilweise 
lösen. In einigen Fällen erschwerten lange Zweckbindungsfristen für Baumaßnahmen die Bedarfsplanung. 
 
Umsetzungsschwierigkeiten durch externe Krisen: Die Corona-Pandemie, Lieferkettenunterbrechungen, der 
Fachkräftemangel im Handwerk sowie gestiegene Bau- und Materialpreise führten bundesweit zu massiven 
Verzögerungen und Kostensteigerungen. Viele Träger mussten ihre Prioritäten auf den laufenden Betrieb und 
Hygienekonzepte legen, wodurch Investitionsmaßnahmen zurückgestellt oder unterbrochen wurden. Auch der 
Beginn des Krieges in der Ukraine und lokale Katastrophen (wie Hochwasser) verschärften die Situation zusätzlich. 
 
Finanzielle und strukturelle Belastungen: Trotz der Förderung reichten die Mittel oft nicht aus, um den 
tatsächlichen Investitionsbedarf und die gestiegenen Kosten zu decken, sodass Kommunen und Träger hohe 
Eigenanteile stemmen mussten. Besonders kleinere Träger waren durch die komplexen Antrags- und 
Nachweisverfahren sowie die Verpflichtung zur Vorfinanzierung überfordert, da ihnen oft das notwendige 
Verwaltungspersonal fehlte. 
Ein zentrales Hindernis war die nachträgliche Aufnahme der Maßnahme in den Deutschen Aufbau- und 
Resilienzplan (DARP), da die Förderung dadurch zusätzlich EU-Regularien und Berichtspflichten unterlag.  Dies 
führte insbesondere bei der Erhebung und Konsolidierung von Angaben zu Auftragnehmern, 
Unterauftragnehmern (ersten Ranges) und wirtschaftlichen Eigentümern der Auftragnehmer zu erheblichem 
Mehraufwand, da diese Anforderungen über die eigentlichen Berichtspflichten gegenüber dem Bund 
hinausgingen.  
 
Besonderheiten in der Umsetzung: Die Ausgestaltung der Förderung variierte stark: Während einige Regionen die 
Mittel direkt an freie Träger weiterleiteten, nutzten andere Kommunen die Mittel ausschließlich für 
Eigenbaumaßnahmen durch städtische Betriebe. Letzteres führte zwar zu einer hohen Kontrolle über 
Baustandards (z. B. im Klimaschutz), erforderte jedoch aufwendige ressortübergreifende Abstimmungen und 
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verlängerte die Planungsphasen. Trotz rückläufiger Geburtenzahlen in einigen Regionen wurden Bauprojekte 
fortgesetzt, da diese langfristige Planungszyklen haben und nicht kurzfristig an demografische Schwankungen 
angepasst werden können. 
 
 
IV. Umsetzung durch die Träger 
 
Herausforderungen bei Kosten und Fristen: Die Träger sahen sich während der Umsetzung mit massiven 
Kostensteigerungen im Bausektor konfrontiert, verursacht durch die Corona-Pandemie, den Krieg in der Ukraine 
sowie Lieferkettenstörungen und Insolvenzen von Baufirmen. Da die Fördermittel oft nicht ausreichten, mussten 
Finanzierungslücken durch Eigenmittel oder Kredite geschlossen werden. Der ursprünglich vorgegebene 
Zeitrahmen erwies sich für viele Bauvorhaben als zu knapp; nur durch wiederholte Fristverlängerungen konnten 
die meisten Projekte fristgerecht abgeschlossen werden. Dennoch mussten einige Förderungen wegen 
Verfristung widerrufen oder Projekte zurückgezogen werden. 
 
Betriebliche Hürden und Fachkräftemangel: Ein zentrales Problem war der akute Mangel an pädagogischem 
Fachpersonal. Dies führte dazu, dass zwar baulich neue Plätze geschaffen wurden, diese aber teilweise erst mit 
erheblicher Verzögerung oder gar nicht in Betrieb genommen werden konnten. In einigen Fällen mussten 
Fördermittel gekürzt werden, da die geplante Platzzahl aufgrund fehlenden Personals oder sinkender Bedarfe 
nicht realisiert wurde. Besonders in Regionen mit rückläufigen Geburtenzahlen stehen Träger vor der schwierigen 
Aufgabe, langfristig gebundene Investitionen an eine sinkende Nachfrage anzupassen. 
 
Administrative Belastung und Verfahrensweisen: Die bürokratischen Anforderungen, insbesondere die 
komplexen Nachweispflichten aufgrund der (späteren) Integration in den DARP, stellten gerade für kleinere 
Träger eine große Herausforderung dar und erforderten intensiven Beratungsaufwand. Während einige Regionen 
die Mittel direkt an freie Träger weiterleiteten, wurden sie andernorts vollständig durch kommunale 
Eigenbetriebe für eigene Baumaßnahmen verwaltet, wobei die künftigen Träger nur planerisch eingebunden 
waren. Trotz aller Hindernisse gelang es überwiegend, die Vorhaben erfolgreich abzuschließen und die 
Infrastruktur qualitativ sowie quantitativ zu verbessern. 
 
 
V. Besondere Erkenntnisse aus der Verwendungsnachweisprüfung 
 
Allgemeine Rahmenbedingungen und Herausforderungen: Einheitlich berichteten fast alle 
Gebietskörperschaften, dass die Projektumsetzung durch die Corona-Pandemie ab 2020 sowie den russischen 
Angriffskrieg gegen die Ukraine ab 2022 erheblich erschwert wurde. Die daraus resultierende Verknappung und 
extreme Verteuerung von Baumaterialien und Energieträgern sowie der Mangel an Fachfirmen führten zu 
Mehrausgaben, die von den Trägern durch zusätzliche Eigenmittel finanziert werden mussten. Die geplante 
Anzahl der Betreuungsplätze wurde in den meisten Fällen erreicht; die Mittel wurden überwiegend wirtschaftlich 
und sparsam verwendet. Die Novellierung des Bundesgesetzes und die Verlängerung der Umsetzungszeiträume 
ermöglichten schließlich die erfolgreiche Fertigstellung der Projekte. 
 
Prüfverfahren und -schritte: Die Prüfungen erfolgten in fast allen Fällen in einem mehrstufigen Verfahren, das 
typischerweise folgende Phasen umfasste: 

1. Kursorische Prüfung: Hier wurde zunächst auf Vollständigkeit, Fristgerechtigkeit, rechtsverbindliche 
Unterschriften und die Einhaltung des Finanzierungsplans (oft mit Mindest-Eigenanteil von 10 %) geprüft. 
Der Schwerpunkt lag auf der zweckentsprechenden Verwendung der Mittel und der Erreichung des 
Förderzwecks (Schaffung neuer Plätze). 

2. Erfolgskontrolle: Diese Phase diente dem Abgleich der geschaffenen oder erhaltenen Betreuungsplätze 
mit den Bewilligungsbescheiden, oft gestützt auf Betriebserlaubnisse. 

3. Vertiefte Prüfung: In dieser Phase wurden stichprobenhaft oder vollständig Originalbelege, 
Vergabeunterlagen und Auftragsvergaben geprüft. Bei Vorhaben ab bestimmten Schwellenwerten oder 
bei Auffälligkeiten erfolgte zudem eine örtliche Erhebung (Inaugenscheinnahme vor Ort). 
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4. Abschluss: Die Empfänger erhielten Abschlussschreiben oder Prüfvermerke. Bei Beanstandungen wurden 
Anhörungen durchgeführt; bei begründeten Mängeln erlassen die Behörden Teilwiderrufsbescheide mit 
Rückzahlungsforderungen. 

 
Häufige Auffälligkeiten und Besonderheiten: Zu den häufigen Mängeln gehörten verspätete oder fehlende 
Informationen über Änderungen der Finanzierungspläne bei Kostensteigerungen, Unsicherheiten bei 
Vergabeverfahren sowie Wechsel bei Architekten. In einigen Fällen traten Probleme bei der Einhaltung der 
Zweckbindungsfristen (insbesondere bei Tagespflegestellen) auf. 
 
Einige Gebietskörperschaften führten spezifische Anpassungen durch: 
 

• Eine Stadtgemeinde führte keine Verwendungsnachweisprüfung im herkömmlichen Sinne durch, da es 
sich um Eigenbaumaßnahmen handelte; die Kontrolle erfolgte hier über den Haushaltsvollzug. 

• Eine Gebietskörperschaft führte eine Stichprobenauswahl für vertiefte Prüfungen ein, um Ressourcen 
effizient einzusetzen. 

• Eine andere Gebietskörperschaft erweiterte die Prüfung auf die Ebene des Zweitempfängers, wenn die 
Zuwendung weitergeleitet wurde, und prüfte alle Nachweise vertieft, da keine Stichprobenregelung 
getroffen war. 

• Ein Audit-Besuch durch den Europäischen Rechnungshof fand in einer Großstadt statt, wobei vier 
Projekte stichprobenartig ausgewählt und vor Ort begutachtet wurden. 

 
Rechtliche und finanzielle Konsequenzen: Bei Minderausgaben oder nicht zweckentsprechender Verwendung 
wurden Zuwendungsmittel zurückgezahlt. Bei begründeten Feststellungen von Verstößen wurden 
Teilwiderrufsbescheide erlassen und Beträge nebst Zinsen an die Bundeskasse zurückgezahlt. Aufgrund der 
Förderung aus EU-Mitteln (DARP) wurde in mehreren Fällen die Aufbewahrungsfrist der Unterlagen auf das Jahr 
2031 oder darüber hinaus verlängert. 
 
Gesamtbewertung: Trotz der widrigen Rahmenbedingungen konnten die Verwendungsnachweisprüfungen in den 
meisten Fällen erfolgreich abgeschlossen werden. Die kooperative Zusammenarbeit zwischen Prüfinstanzen und 
Trägern ermöglichte es, Probleme zeitnah zu korrigieren. Die vorgegebenen Ziele wurden erfüllt, und die 
Förderung wirkte nachhaltig als Krisenbewältigungsprogramm. 
 
 
 
VI. Schlussfolgerungen für die Zukunft 
 
Fokuswechsel von Quantität auf Qualität und Erhalt: Angesichts stagnierender oder rückläufiger Geburtenzahlen 
in vielen Regionen wird ein Paradigmenwechsel empfohlen: Der Schwerpunkt künftiger Programme sollte 
weniger auf der Neuschaffung von Plätzen liegen, sondern verstärkt auf der Sanierung, Modernisierung und dem 
Erhalt bestehender Infrastruktur. Es besteht die Gefahr, dass aktuell geförderte Einrichtungen aufgrund 
demografischer Entwicklungen künftig nicht mehr ausgelastet sind oder schließen müssen, was Fragen zur 
Zweckbindung und möglichen Rückzahlungen aufwirft. Flexible Lösungen wie Umbewilligungen für andere 
Zwecke der frühkindlichen Bildung, Familienförderung, Nachbarschaftszentren, Tagespflege usw. werden als 
notwendig erachtet. 
 
Planungssicherheit und Fristen: Ein einstimmiges Fazit ist die Notwendigkeit längerer und flexiblerer 
Umsetzungszeiträume. Bauverzögerungen durch externe Krisen, Lieferengpässe und komplexe 
Genehmigungsverfahren erfordern realistischere Fristen, um Rückforderungen zu vermeiden. Zudem wird 
kritisiert, dass wichtige Vorgaben (insbesondere zur EU-Finanzierung und daraus resultierender Datenmeldung an 
die Europäische Kommission) oft erst nachträglich während laufender Verfahren kommuniziert wurden. Künftige 
Programme müssen von Beginn an transparent alle Bedingungen, Berichtspflichten und Finanzierungsquellen 
offenlegen, um rechtliche Unsicherheiten und enormen Verwaltungsmehraufwand zu vermeiden. 
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Bürokratieabbau und Digitalisierung: Die bisherigen Verfahren wurden vielerorts als zu bürokratisch empfunden. 
Für die Zukunft wird eine Verschlankung der Antrags- und Nachweisprozesse gefordert, idealerweise durch 
verstärkte Digitalisierung. Diskutiert werden Modelle wie die Bereitstellung von Budgets für die lokalen 
Jugendämter, die eigenständig über Maßnahmen entscheiden können, anstatt einzelne Projekte zentral 
anzumelden. Besonders kleinere Träger benötigen zudem gezielte Beratungsangebote, um die komplexen 
Förderrichtlinien bewältigen zu können. 
 
Finanzielle Ausstattung: Der Bedarf an Investitionsmitteln bleibt hoch, insbesondere um den Sanierungsstau 
abzubauen und die gestiegenen Baukosten zu kompensieren. Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass zukünftig zu 
prüfen sein wird, Bundesmittel weniger projektgebunden, sondern eher als pauschale Zuweisungen 
bereitzustellen, um kommunale Investitionen schneller und unbürokratischer auszulösen. Die Förderung von 
digitaler Ausstattung hat sich ebenfalls bewährt und sollte fortgeführt werden. 
 
 
 
 
VII. Sonstige Anmerkungen/Hinweise/Erläuterungen 
 
Verfügbarkeit von Daten und Plätzen: In mehreren Regionen ist die exakte Gesamtzahl der verfügbaren 
Betreuungsplätze für Kinder unter drei Jahren und ältere Kinder nicht präzise feststellbar. Dies liegt hauptsächlich 
an der großen Zahl altersgemischter Gruppen, in denen die Platzaufteilung variabel ist und sich nicht allein aus 
den Betriebserlaubnissen ableiten lässt. Auch in der Kindertagespflege schwankt das tatsächliche Angebot, da 
freie Plätze nicht immer vermittelt werden oder in welchem Maß Betreuungspersonen freie Kapazitäten haben. 
Trotz fehlender exakter Zahlen wird bestätigt, dass das Gesamtangebot an Plätzen die tatsächliche Nachfrage 
übersteigt und weiterhin intensiv an der Schaffung zusätzlicher Plätze gearbeitet wird. 
 
Finanzierung und Verwaltungsherausforderungen: Es gab administrative Schwierigkeiten, darunter verspätete 
Datenanforderungen, die zu hohem Verwaltungsaufwand führten, sowie versäumte Fristen zum Abruf von 
Bundesmitteln, die teilweise durch Landesmittel kompensiert werden mussten. Bei der Abrechnung von 
Fördermitteln ist oft keine Trennung nach Altersgruppen (unter/über drei Jahre) oder nach neuen und 
gesicherten Plätzen möglich, weshalb häufig Gesamtbeträge ausgewiesen werden. In einigen Fällen laufen noch 
Rechtsbehelfsverfahren gegen Widerrufsbescheide, was den finalen Abschluss verzögert. 
 
Zukünftiger Investitionsbedarf und Empfehlungen: Ein breiter Konsens besteht darin, dass ein neues, langfristiges 
Bundesinvestitionsprogramm dringend erforderlich ist. Der Fokus soll sich dabei erweitern: 
Neben dem Neubau zusätzlicher Plätze muss auch der Erhalt und die Sanierung bestehender Infrastruktur 
(energetische Modernisierung, Hygiene, Barrierefreiheit, Digitalisierung) förderfähig sein, um den Wegfall von 
Plätzen zu verhindern. Die Umsetzungsfristen sollten deutlich verlängert werden (mindestens acht Monate 
Vorlauf), um den komplexen Planungs-, Genehmigungs- und Bauprozessen sowie der notwendigen Beteiligung 
verschiedener Gremien gerecht zu werden. 
 
Aktuelle Lage und Ausblick: Trotz des Auslaufens früherer Bundesprogramme ist der Investitionsbedarf weiterhin 
sehr hoch. Steigende Baupreise bei stagnierenden Steuereinnahmen führen zu Finanzierungsdefiziten, die ohne 
weitere Bundesmittel nicht gedeckt werden können. Während in einigen Gebieten die Nachfrage nach Plätzen 
ungebrochen ist, steht in anderen Regionen aufgrund des demografischen Wandels (rückläufige Kinderzahlen) 
eher die Umstrukturierung, Zusammenlegung oder Schließung von Einrichtungen im Fokus. Eine kontinuierliche 
Förderung bleibt notwendig, um diese Transformation der Betreuungslandschaft zu bewältigen. 
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Fazit: 
 
Insgesamt zeigt diese Berichterstattung im 5. Investitionsprogramm, dass mit den Finanzhilfen des Bundes und 
der Europäischen Kommission ein wesentlicher Beitrag zu einem bedarfsgerechten Ausbau der 
Kindertagesbetreuung geleistet wird. Insbesondere wird deutlich, dass in allen Ländern die Bedarfe tatsächlich 
bestehen und der Ausbau entsprechend der örtlichen Gegebenheiten und Bedarfe vorangetrieben wird. 
Die Bilanz fällt äußerst positiv aus: Mit 156.820 bewilligten Plätzen – davon 72.998 tatsächlich neu geschaffen und 
76.242 gesicherten Plätzen – wurde das politische Ziel nicht nur erreicht, sondern deutlich übertroffen. Besonders 
hervorzuheben ist die erfolgreiche Öffnung der Förderung auch für Kinder über drei Jahre, die genau dort 
ansetzte, wo der größte Bedarf bestand. Dass dieses Wachstum mit hoher Eigenbeteiligung von Ländern, 
Kommunen und Trägern (71 %) gelang, zeugt von einer beeindruckenden gemeinsamen Verantwortung und 
einem starken politischen Willen auf allen Ebenen. Der Bundesanteil von durchschnittlich 29 % hat dabei als 
wirksamer Katalysator fungiert und ein Gesamtvolumen von 3,3 Milliarden Euro mobilisiert, was die Effizienz der 
Förderinstrumente unterstreicht. 
 
Trotz der herausfordernden Rahmenbedingungen – von der Pandemie über Lieferengpässe bis hin zu gestiegenen 
Baukosten und dem Krieg in der Ukraine – hat das Programm seine Ziele mit bemerkenswerter Resilienz erreicht. 
Die eingegangenen Erfahrungen, etwa zur nachträglichen Einbindung von EU-Vorgaben oder zu komplexen 
Antragsverfahren, werden nicht als Misserfolg, sondern als wertvolle Lektionen für die Weiterentwicklung 
gesehen. Sie haben gezeigt, wo Anpassungen notwendig sind, und bieten eine solide Basis für ein noch 
effizienteres und bedarfsgerechteres Design künftiger Programme. 
 
Für die Zukunft zeichnet sich ein notwendiger Wandel ab: Weg von der reinen Quantität hin zu einer 
Qualitätsstrategie, die den Erhalt, die Sanierung und die Modernisierung bestehender Infrastruktur und Plätze in 
den Mittelpunkt stellt und sich an regionale Wirklichkeiten und Betreuungsbedarfe (Demographische 
Entwicklungen in Ost und West sowie Stand und Land) orientiert.3 Angesichts demografischer Veränderungen ist 
dies ein weitsichtiger Schritt, der sicherstellt, dass die geschaffenen Räume auch langfristig genutzt werden 
könne. Die Forderung nach weniger Bürokratie, längeren und realistischeren Fristen sowie einer stärkeren 
Digitalisierung der Prozesse wird als logische Konsequenz der bisherigen Erfahrungen verstanden, um die 
Umsetzung noch reibungsloser zu gestalten. 
 
Insgesamt zeigt das 5. Investitionsprogramm, dass eine enge Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern und 
Trägern auch in schwierigen Zeiten zu spürbaren Erfolgen führt. Die Erkenntnis, dass kleinere Träger gezielt 
unterstützt und Finanzierungsmodalitäten flexibler gestaltet werden müssen, ist ein positives Signal für eine 
künftige, noch stärker auf die Praxis abgestimmte Förderung. Mit einem neuen, langfristigen Programm, das auf 
diesen gesammelten Erfahrungen aufbaut, wäre die Basis für eine qualitativ hochwertige und nachhaltige 
Kinderbetreuung in Deutschland gelegt. 

 

 
 
 
 

                                                
3 siehe hierzu auch: Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend. (2025). Kindertagesbetreuung 
Kompakt – Ausbaustand und Bedarf 2024 [Broschüre]. 


